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Gudrun Brendel-Fischer zum Untersuchungsausschuss Ei: Umweltministerin hat 

richtig gehandelt und Verbraucherschutz weiterentwickelt  

In der heutigen Sitzung des Untersuchungsausschusses Ei versucht die 

Opposition schon den ganzen Nachmittag, Kabinettsmitglieder mit der Verbreitung 

von mit Salmonellen belasteten Eiern im Jahr 2014 in Verbindung zu bringen. „Die 

Opposition hat auf Biegen und Brechen versucht der heutigen Umweltministerin 

ein ‚Gschmäckle‘ anzuhängen. Das war teilweise grotesk und letztendlich 

erfolglos“, kommentiert Gudrun Brendel-Fischer, Mitglied des 

Untersuchungsausschusses und stellvertretende Vorsitzende der CSU-Fraktion im 

Bayerischen Landtag. 

Allgemeines Gelächter erntete zum Beispiel der Freie-Wähler-Abgeordnete Bernhard 

Pohl. Er wollte von Staatsministerin Ulrike Scharf wissen, wie Verbraucher Eier erkennen 

sollen, deren Mindesthaltbarkeitsdatum abgelaufen sei. „Ob man tatsächlich eine 

Umweltministerin braucht, um Herrn Pohl zu erklären, dass bei Eiern das 

Mindesthaltbarkeitsdatum auf der Verpackung angebracht ist, wage ich zu bezweifeln“, 

machte Brendel-Fischer deutlich. „Bei Schokolade wird sie ja auch nicht ins Produkt 

gekratzt, sondern ist außen zu erkennen. Hier unterschätzt Herr Pohl unsere mündigen 

Verbraucher.“ 

Brendel-Fischer weiter: „Die heutige Sitzung hat wieder einmal deutlich gemacht, dass 

die Opposition nicht an Aufklärung interessiert ist, sondern nur ein mediales Tamtam 

inszenieren möchte.“ In ihrem Übereifer die Staatsministerin in politische Bewertung zu 

Vorgängen vor ihrer Amtszeit zu locken, vergaloppierte sich die Opposition teilweise 

völlig, wie Brendel-Fischer deutlich macht: „In einem Untersuchungsausschuss geht es 

zunächst um Sachaufklärung, nicht um politische Unterstellungen. Wenn die Opposition 

solch ein Gremium wählt, muss sie sich auch an dessen Regeln hatten. Nur der 

souveränen Sitzungsleitung der Vorsitzenden Mechthilde Wittmann ist zu verdanken, 

dass die Opposition nicht eine unzulässige Suggestivfrage nach der anderen stellte.“ 
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Mit der Weiterentwicklung des Verbraucherschutzes durch eine neue Behörde, die 
bereits seit diesem Jahr für Großbetriebe zuständig ist, hat das Umweltministerium  
richtig gehandelt, macht Brendel-Fischer deutlich: „Ulrike Scharf hat genau den 
richtigen Weg eingeschlagen und mit zeitlichem Abstand und heutiger Faktenlage die 
bestehenden Kontrollmechanismen sinnvoll erweitert. Das war allerdings schon in die 
Wege geleitet, bevor der Untersuchungsausschuss seine Arbeit überhaupt 
aufgenommen hat.“ 
  


